
Stellungnahme zur Trcnnungsreehnung der Deutschen Bundesbahn 
vom S. Juli 1986 

Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesminister für Verkehr 
- Gruppe Verkehrswirtschaft . )-

Der Wi~nschafdiehe Beint, Gruppe VerkehnwirlKhafl, ist von Herrn ßundesmininer 
für Verkehr am 2. April 1986 gebeten worden, vor dem Hintergrund der Zielsetzungen 
der Leitlinien zur Konsolidierung tier Deutschen Buntlesb~hn vom 17. November 1983 
die vorhandenen Pline tier Trennungsrechnung bei tier OB zu untenuchen. Der Wissen' 
sehaftliche Beirat legt seine Stellungnahme hiermit vor. 

I. Kritische Würd igu ng der Trennungsrechnung der Deutschen Bundesbahn 

1. Trennungsrechnung der Deutschen Iluntlesbahn - Konzept und Ziele -

Eine Trennungueehnung hat die Deutsd)e ßundesbahn (Oll) erst mals in ihrem GeschlltS' 
bericht 1980 vorgelegt (vgl. S. 59 f.). Als Aufgabe diese r Rechnung wurde seinerzeit 
genannt. "die Ergebnisse der gemäß Bundesbahngesctz nach allgemeinen betriebswirt-
schaftlichen Grunds.än:en aufgestellten Gewinn' und Verlustrechnung ... in der Unter-
teilung nach einem unternehmerischen Uereich und dem ßereieh ... (aufzubereiten). 
der nicht nach umernehmerischen Zielsetzungen zu betreiben ist" (5. 59), mit dem 
Ziel, "einen Überblick liber die Tltigkeit und den Erfolg der DU innerhalb eines Ge· 
sehäftsjahres (zu) gewinnen" (5. 59). Dementsprechend war der Begriff Trennungs­
rechnung dem Rechenwerk der Dß vorbehalten. mittels de$SCn die Auf teilung der in 
der Gewinn· und Verlustrechnung ausgewiesenen Erträge und Aufwendungen und des 
Ergebnilises vorgenommen wurde. 

Als Teilbereiche der Dß wurden unterschieden 
untemehmcrilicher/eigenwirtschaftlieher Uereieh (ohne Infrutruktur). 

_ gemeinwinschaftlicher llereich (ohne [n(r:!.Struktur). 
_ staatlicher ßercieh (lnfr:utruklUr). 

In der Zwilichenztit wurden von der Dß die Ziele, die mit der Trennungsrechnung \-cr­
folgt werden od~r l'U deren Enullung die Trennungsr~chnung untentii ll'end eingeseut 
werden soll, wesentlich weiter gefaßt. Unter de r Abschnittsiibenchrift "Trennungneeh­
nung" fühn die Dß im Gtsch:lfl$berieht 1984 " Forderungen und Ziele" cin und ruhrt 
darunter auf. 

der OB die Finan~vcnntworlung für den Fahrweg abzunehmen. 
die Aufwendungen fur den Fahrweg durch Zahlung einer, unte r gesamtwiruchaft· 
lichen und wettbewerblichen Aspekten vom Staat festgesetzten. Wcgeabgabe nut­
zungsabhängig zu gestalten, 

- ) Dem WiS$llnschaftl!chen Beint belm DundeJmlnbte r fUr Verkehr - Cruppe Ved:ehfiwirl!ch:lf't -
gehören an die: f'rofcSIIoren Dr. Gt,d Abtrlt. Cldlen, D,. Ift lmut Dlwtricll. Mainz, D,. Rol! FUllck. 
K:ulsruhc. D,. Waller lfamllJ. Matburg. Dr. If4rt1ld JiJrrtllll!n. lIamburg, D,.·IIII. 1'II'llIt lm Ltulz, 
bac". Ka.lsruhe. Dr. Raint' Maclrt1lltll. Der!!n, Dr. Pa,,/ RIebti. Fnnkfurt./P. IIdlmrllll SI. Sti­
deli!"$. Münster. D,. R.lner WWtke. Köln. 



_ der Oll d ie: volle Abgeltung gemeinwinschahl ieher Auflagen 'I:U gewiihrleisten (vgl. 
S. 9). 

~mc:ntsprcchend li ßt sich eine kritische Würdigung der Trcnnungsrechnung der Oll 
nicht mehr auf die Methodik der Trcnnungsreehnung beschränken. Es müsscn vielmehr 
auch die mit llilfe der Trennungsrechnung angestrebten Zie:k einbaugen werden. Die 
folgenden Erür!erungen erstrecken sich demgcm>.ß auf die Trennungsrechnung im engen 
Sinne, also die: rechnerische AufschlüS5elung des Ergebnisses der Gewinn' und Verlust­
rechnung der OB, wie auch auf die VOn der OB aufgcstellten .,Forderungen und Ziele " . 

Die: der TrennungsTeehnung zugrunde gelegten drei Teilbereiche sind in den vergan­
genen Jahren grundsltdich unverändert geblieben. Aus Gründen der Vereinfachung 
wird von der DU 

der eigenwinschaftliche Uereich im wesentlichen mit dem Schiencnpersonenfern-, 
Stückgut-, Wagenbdungs·, Kraftw:.gen- und Schiffsverkehr. 
der gemeinwiruchaftlichc Uereich mit öffentlichem I'ersonennahverkehr auf der 
Schiene und auf der Straße und 
der suatliche Uereich mit der Vor- und Inbetriebhaltung sicherer Fahrwege 

glcichge5Ctzt. 

2. Vercinbarkeit der Trennungsrechnung mit den Zielsctzungen der Leitlinien 
der Uundesregierung 

a) Ges,wlrW'nlllrWOI1UlIg 

In den im November 1983 vom llundeskabinett veT1lbschiedeten l.citlinicrl zur Konsoli· 
dierung der Oll wird zur Ge$;lmtvenntwortung des Vorstandes der DU nicht ausdrück­
lich Stellung genommen. Es ist in den Leitlinien aber feSlgehalten, daß die Bundesre­
gierung "der Vorlage des Uundcsministers für Verkehr zur Deutschen Uundcsbahn" zu' 
stimmt_ Und in dem Vorspann der "Kabinettvori1ge" wird deutlich ge$;lgt , die Vorlage 
stecke "den politischen Hahmc:n ab, mit dem die Konsolidierung der Deutschen Uundes­
bahn eingeleitet wird. Die Ueutsche lIundcsbahn wird diesc:n Hahmen gem;1ß der ihr ge' 
sctzlich obliegenden Ver.lntwortung mit eigenen unternehmerischen Entscheidungen 
ausfüllen." Daraus ;51 zu $.Chließen, daS der Vorstand der DU grunds3.tzlieh die: Gesamt­
veuntwonung tragen soll, sofern nicht Ausnahmen ausdriicklich futgelegt sind. 

Eine übernahme der Fiun1:vcran twortung filr den Fahrweg würde die Gesamtver.lnt­
wartung insofern einschneidend einschränken, als die Verantwonung für die Vorhal­
tung des l'ahrwegs von dem Vorstand de r DU auf den BUrld uberginge_ Diese Aussage 
gilt unabh~ngig davon, was derzeit unter "übernahme der Finanzverantwortung" von 
der DB im ein~cJnen verst~nden wird. Denn es ist nicht anzunehmen, daß sich eine 
solche übernahme nur darauf erstrecken könnte, das Aufbringen der rin~n~m;ttcJ für 
den Fahrweg auf den Bund zu übertragen. ohne diesem auch volle EnueheKlungskompe­
tenz im Bereich Ersatz- und Neuinvestitionen wwie Dcsinvestit iuncn zuzubi!ligerl. 

Zwar Hißt sich der These:, d ie übernahme der Finanzverantwortung rur den Fahrweg 
durch den. lIund schriinke die Gesamtverantwortu ng der ßundesbahn ein. entgege nhal­
ten, daß e llle Verantwortung des Vorstands der Oll für den Fahrweg schon derzeit nicht 
gegeben ist. Die 1)11 iSt gegenwärtig nicht in der Lage, die für die Investitionen in de" 

I'ahrwc:g notwendigen Finanl:mincl aus Markter!üsen für die von ihr angebotenen Lei· 
Hungen oder aus Darlehen au(tubringen, die: von der DIl aus ihrcm cash Oow gctilgt 
werdcn können. Vielmehr stellt der Iluoo der DU für die einschlägigen Investitionsvor­
haben r.,;dm~ig bctrich!liche InvestitionnuschiiS5e zur VerfUgung (1984: 3.170 Mio 
DM, Geschäftsbericht der DU 1984, S. 50). Diese In\'Cnitions<:uschiissc werden jedoch 
nicht glob~l gewiihrt , sondern weitgehend nach eingehenden Verhandlungen zwischen 
Uund und Oll für jeweils bestimmte, vom lIund im einzelnen abbeptierte Vorhaben. Von 
einer ;\J!einver.lntworlung des VO!'$r:lnds der Dll für dcn Fahrweg kann daher deneit 
nicht gesprochen werden. 

nieStr Tatbesund wllte jcdoch nicht Anl:tß sein, die Vcrantwortung für den Fahrweg 
nunmehr gintJich auf den llund xu übenragcn und wmit den Anspruch aufzugeben, 
der Vorsund der UD tuge die Gesamtverantwurlung l ). Vielmehr bietet sich an, die 
Gesamu'crantwonung des Vorstands dadurch zu stirken. daß auch die Verantwortung 
des Vors tands für dcn I'ahrweg diesc:m sowei t wie möglich eingcr~umt ,vird. Angcsichu 
de:r mangelnden Ertragskraft der Oll schließt dies allerdings ein. der 08 durch ihren Ei­
gentümer auch zukünftig Finanuuschüssc: für l:rsatz- und Neuinvestitionen zu gewähren. 
Diese Zuschusse willen auf der Grundlage von In\ICstitions-Planungsrechnungcn des Vor­
stands der DB bemeS5en werden. Für den Einsa tz der gewähnen Mittel im einzelnen 
sollte der Vorstand der Oll die Enueheidungskumpctenz haben und verantwortlich sein. 
Inwweit der llund - eigenwirtschaftl ich unrentallle - Investitionen wünscht oder -
eigenwirtschaftlich gebotene - Desinvestitionen untersagt. soHte der Bund der OB jeweils 
einen gezielten etfolgswirksamen Ausgleich uhlen. 

Die Gruppe Verkehrswiruchaft des Wissenschaftlichen lleirau in nicht in der uge ~u 
überblicken, inwieweit die deneitigen rechtlichen Itegelungen - insbesondere Art. 87, 
Abs. I, Grundgesetz, S 12 "Aufgaben deI Verwaltungsutes" und S 14 "Aufsichßrecht 
des llundesminisTers für Verkehr", IlundC$bahnge5Ct~ und llundeshaushahsordnung -
einer Verwirkl ichung vorstehendCT' GruII<ld tze entgegenstehen. Inwweit dies der Fall 
wire, müßte ""rsueht werden. die g~txliehen Bestimmungen so ~u indern, daß die Ge­
samt\'erantworrung des Vorstands de r Oll gesti rkt wi rd, ~umindest den rechtlichen 
Rahmen soweit wie möglich in Richtung auf eine Ge~mtverantwonung des Vorstands 
der OB au~uschöpfen_ 

b) Anreiu [ÜT bcsten Einmt: dcs SOlldcn1t""ögcns Deutsche ßu"desbab" 

Nach den Vorste llungen der Oll ist für die I nanspruehn~hme des Scbienennctzts derDB 
_ nach der Obern~hme der l'inanzltc:rantwortung durch den Uund - eine Wegeabgabe zu 
uhlen, die "nutzungsabhängig gestaltet" und "unter gesamtwirtschaftlichen und wett-

I) Ein Mif8lied des Delrau veru in die Aurr~UUII& d~ dUfeh eine reChnerische Trennung von Netz 
und Betrieb bei de r OB und Ubertn,un, der EnUChrklunp- und Fin,nzycrlln twortlicllkei t rur 
den f .hrweg auf den EiKentilmer Bund bei &lelchzelti&er Einruhrung eines Benuuungsabg:lbcn­
systems ruf ein zu definierendes kommerzieBes Neu die: Ut$lichliehe Vcr3ntwo,tung doS Vor­
sunds der Oll uhöht wiirde. Ein wlehes Benul2.ungs.bpbcnsyslcm, du tu erfolgs- und li'lll~ 
ditiiuwirksamcn Z.hlun&cn der Bahn bd .orgegebenen FahrwcgkoJlen-Oeekungsbudgcts ruhren 
müsse , crhölle die VCrantwOrl ungsu3nspucnz und Khr~nke wetlbewcrbspolil~h uncrwlin\Chte 
und 'c,deck te Qucrsubventionierungsmöal1d'kcltcn eln. 



bcwcrblichcn Aspekten VOm Staat fe$tgcseul wird" (Gcschiftsbcrieht OB 1984, S. 9). 
Näherell:u den Vorstellungen des Vorstands der OB ist n ich t bekannt. 

Eine nuu.ungs,tbhiingig gcsulte!.: Wegcabgabc ist jedoch mit erheblichcn Gehhfen rür 
eine Fehlnutzung des Anlago:vcrmägcns der DB IlCrbundcn. In.'Cstitioncn in Verkehrs­
wegeanlagen sind weitgehend irreversibel; mittels Desin.-estitioncn können nur relativ 
geringe Teile der InllCst ;t;ons;lusnhlungen zuruckgewonncn werden. Die üblichcrwtisc 
in Kosten- und Leistungsrechnungen, auf der Grundl:1gc l inarc. oder degressiver Ab­
schreibungen, fiir 'dic Wegenutzung Vttrcchnctcn Kosten haben weitgehend den Chauk­
Icr von F ixkos tl:n, sind also auslaslungs- odc. bcschifligungsunabhlingig. Dies Bi" nicht 
nur 1.1,1$ der cigcnwituchaftlichen Sicht des Unternehmens, sondern auch aus gepmtwirt· 
schah licher Sicht. 

Wird dne aUS$ch ließ lich (odcr auch weitgehend) " nutzungsauhangig gdU.] tCtC" Wegtab­
gabe vorgcsehen, so werden diese Gcgegebenheiten ignoriert. Bei einer solchen Abgabe 
werden tatsachlieh sich als fix darstellende Kosten künstlich variabilisiert. Denn die OB 
M n e e ine Wcgcabgabe ausschließlich und nur in!iOweit zu leisten, als sie den Fahrweg in 
Anspruch nimmt. 

Daraus erwachsen die erwähnten Gefahren einer Fehlnuuung des Fahrwegs2). Denn bei 
den deneitigcn Gegcbenheiten sind bci der Bemessung der kurz ' und miuelfristigen Preis· 
untcrgrenze für die Leistungen der OB Kosten rür die Nutzung des Fahrwegs kaum tu 
bcrüeksiehtigen, da diese Kosten weitgehend fix sind. Wenn jedoch diese Kosten über 
eine nu r"ungsabhängig gestaltete Wegeabgabe künstlich variabilisiert werden, steigt aus 
der Sicht der OB dicse Preisuntcrgrentc entsprechend an. Dies wird dann im Eintclfall 
duu führen, daß die OB Aufträge ihre r Verkehrskunden ab lehnen und ~mit auf eine 
möglichc NUlzung deS Fahrweges verlichten muß, d ie zwar einen Deckungsbeitrag zur 
Deckung der fixen FahrwegkoS{en beisteuerten, alle rdings einen ßci trag, der die Höhe 
dcr feSlgesett ten Wegeabgabe nicht erre icht. Es kann jedoch WcdCT aus der gemeinsamen 
Sicht von Uund und DU noch aus gesamtwirtschaftlicher Sicht sinnvoll sein, d ie: Nutzung 
vorhandener Fahrwege nur wegen künstlicher Variabilisierung fixer Kosten geringer vor­
zunehmen, als sie sich aufgrund gegebener Saehvcrh.tlte .tnbiete!. 

Die geschilderten Gefahren ließen sich nu r vermeiden, wenn es gdange, die nutzung.s.ab­
hlngigen Abgaben jeweils l uch unter Ueriicksichtigung der Bdastungsfähigkeit der Nach· 
frage t u bemessen. 

e) lJegrell21mg dtr lJundtsl~isnmgt" 

Würde der Bund d ie Finanzvcranlwortung für den Fahrweg übernehmen, so ergäbe sich 
- wic im voranstehenden Abschnitt dargelegt wurde - die Gefahr, daß wegen Fehlsteue­
rungen Uber eine unzweckmißig angelegIe Wegeabg.tbe die Nutzung des F~hrweges und in 
dessen Folge die MarkterJösc zur AbdeekungdeT Fahrwegkosten hinter den t;t ts!chliehen 
Möglichkeiten zuriickblc: iben. Dies bedeutete zugle ich, daß die vom Bund gegenüber der 
DU 11,1 erbringenden Lc:istungen sliegen. 

2) Ein Ml!gUed des lleirau vertritt die Aufbnung, daß diese Gef~hren nicht zwlniend sind und durch 
eine entspreChende AUl&cSlallung des Abg~bensYSlems ausgeSChlossen werden können. 
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LelztereS hnn luch deshalb drohen, weil bei einer Obernahme der Finanzvcrantwortung 
durch den Bund der Anreiz gemindert wUrde, ml.igliehe Desinl'Cstitionen im Fahrweg luf· 
t uspüren und deren Erlös- und Kostenwirkungen zu riberpriifen. 

Allerdings darf auch nkht übersehen werden, daß dio: Anreite für wirtschaftliches Han­
deln grundsäulieh erlahmen könn<n, wenn - ohne Aussicht luf grundlegende Änderung 
der Gegebenhei ten - pemUnenl Defizite erwirtschaftet werden, die: regclmißig von dem 
Eigentümer oder Drillen übernommen werden miisscn: Dema[b sollte der Bund d ringend 
n.tch Regelungen suchen. die bei einem Verbleiben der F inanzverantwortung fü r den 
Fahrweg beim Vorstand der DB über die Vorgabe von Budgeu zur Deckung der Fahr­
wegkoSien aus M1rkterlösen einerseits Und - 'I(Ir den einzelnen Rechnungsperioden fesl' 
geStute - erfolgswirksame Zuschüsse andererse its gewihrleisten, daß der derzeitige, un° 
befriedigende Zusund in dem Verhältnis zwischen Bund und OB überwunden wi rd; im 
Absehnill 11 gibt die Gruppe Verkehrswinschaft hienu nueh einige AnT!:gungen. 

In diesem Zusammenhang ist unter anderem siehenustdlen, daß die OB gezwungen 
b leibt, die 1m Markt tu erlösenden Deekungsbeitrlge zur Deckung der F.thrwegkusten 
auch utsäehlieh zu reali sieren. Es dürfen nicht Wetthewerbsverzem>ngen zu Lasten der 
Kunkurrenlen de r OB ents tehen, d ie nicht Eigentümer ihrer jeweiligen Fahrwege sind 
und daher im wesentlichen nuuungsabhängige Wegeabgaben zu leisten haben. 

Daß e ine, wie vorstehend vurgeschlagen, Defizilabdeckung durch den Bund auf der 
Grundl.tge von Planzahlen den Uund zwingt, den angesiehu jeweiliger Nachfrage- und 
KoStengegebenheiten günstigstml.igliehen Erfolg tler OB zu schätzen, is t eine nicht ver­
meidbare Schwäche der .tngedeute ten Neurcgclung. 

3. Systemimmanenle Mänge! der Trennungsrechnung im engen Sinne 

a) Aufgliederungd~rDB nacb T~jlbtrlkb~" 

Die Unterteilurf!; der OB in der Trennungsrechnung in drei Teilbereiche folgt zwei gänz' 
lieh verschiedenen Unterscheidungsmerkmalen. 

Der eigenwirtschafdiehe Bereich und der gemeinwirtschlftliehe Bereich werden d.tdureh 
abgegrenzt, daß von der DB am Markt angebotene Leis tungen zum Kriterium erhoben 
werden. Die organiutorische Gliederung eines Un ternehmens nach Leistungen odCT 
Lcistungsgruppen ist neben der Gliederung nleh Abnehmergruppc:n ooer Regionen der 
Betätigung in der Wirtschaft hlufig anzu treffen. Sie ermöglicht es, wirtSchaftliche Er­
folge einzelner SpUlen eines Unternehmens zu ermitteln und, bei Dcleg;lIion entspre­
e~ender Entseheidungsbcfugnine, Spartenlei ter mit Veran twortlichkeit für diese Erfolge 
emzuserzen. 

Der Teilbereich Vorhaltung und [nbetriebhaltung der Fahrwege ist demgegenüber dadurch 
abgegrenzt worden, daß aus der Gesamtheit der für das Erstellen der - eigenwirtSChaft. 
lichen und gemcinwirtsehaftlichen - Verkehnlcistungen benötigten Produktionsfaktoren 
ein Teilkomplcx herausgegriffen wurde. Er umfaßt d ie Schienenwege, die neben dem 
Person.tl der OB, den Fahneugen und der Energie die wichtigsten Produktionsfakto ren 
darstellen. 

Die Folge des Heranziehens von einerseits l'roduktgruppen und andererseits eines Aus­
schnitts dcr Produktionsbktoren als Un tcneiJungsmcrkmal ist, daß in der Trennungs-



rechnung (M~rkt·) Erträge unmiuelb:r.r n ... r dem eigen· und ~em gemeinw.iru(h~ft~ichen 
Teilbereich zugeordnet wuden können. d~ nur dksc M~lktleLSt ungcn e.rbnngen. Fur"dcn 
Teilbereich Vorh~ltung und Inbctricbh:r.ltung de r Fahrw9le ergeben SIC~ demgegenüber 
zunlchst nur Aufwendungen. O~mit ist jedoch eine vergleIChende Gegenüberstellung der 
Ergebnisse gemiß Gewinn· ... nd Verlustrechnu~ :r.~s diesen drei Teilbereichen ~ussage.los. 
Enupreehendes gilt fiir eine heraush~bende \~urdlgung ~es ~bsoluten Ergdlßl$SCS emn 
der drei Teilbereiche, etwa des eigcnwmschafthchen BereiChes. 

Die Trennunguechn ... ng der 011 zeigl dies deu tlich. 

Für den staatlichen Bereich (Fahrwege) werden do rt ~b Ertrige a ... sschlicßlich " Au5" 
gleichs.:ahlungen des Ilundes" ausgewiesen ; fiir .1984 sind dies ?4 MTd . ':M aufwand5" 
mindernde AusgleichS7.:1hlungen. wohl :r. ... ssehhcßlich lIundcSlelstunge~ fur Wege~reu' 
zungen. und 2,2 Mrd. DM erlössteigernde Ausgleichsz~hlungen . Die. von ~lCsen Ausgleichs' 
zahlungen nicht kompensierten Aufwendungcn des Fahrwcge.Ucrelchs bIlden de»c:n .. Un­
terdeckung". Die von der Oll erzielten Mark tencgclte aus d~m A.bsa tz v.on Verkehrs· 
leistungen komnlen ausschließlich und ungesehmalert den Teilbereichen eLgen· und ge­
meinwirtschlftliche Aufgaben ~ugute. 

Es wäre ~war möglich. den eigen· und den gcmeinwinschaftliChen Teilbereich für die 
Nutz ... ng der Fahrwege, etwa anknüpfend an nUlZungsabhlingige Ko~ten oder auf der 
Grundlage von Verrechnungsprcisen, zu bebsten und dem I'ahrwcgberelch entsprechende 
Guuehriften zu erteilen. Von dieser Mi.iglicbkeit mach t die Oll jedoch keinen Ge1.lrauch. 
Oie von der DU formulierten .. Forderungen und Ziele" schliellen offenbar aus. daß die 
DU einen solchen Weg: ohne Mi twirkung des Bundes geht. weil dies späte ren Verhand· 
lungen vorgreifen würde. 

Die rechnerische lIera ... slösung eines Geschäftsbereichs, der nicht produkt·, abnehmer· 
oder rcgionalorient iert gebilde t wurde, ist freil ich auch im nahmen der oben angespro­
chenen Geschiftshcreichso'1:r.nisation iib lich, ~um Jl.cispicl fiir Person:r.1. Finanzen oder 
ltechL Insofern ist noch zu erörte rn , ob d~s Vorgehen der OS nicht doch Gepflogen­
heiten privater Unternehmen enupricht. Denn auch für solche Einheiten gilt , daß ihnen 
keine M:r.rkterlöse ~ugerechnct werden können. Gleichwohl in jedoch die O'1~nisato ri· 
sehe Ilera ... ntellung solcher Zentralberciche nicht mit dem Vorgehen der DU bei Unter­
gliederu ng in ihre d rei Teilbereiche ,·ergleichb:r.r. 

Die Zwecke diese r Zentralbcreiche sind insbesondere die Umerstiltz ... ng der prod ukt-. 
abnehmer· oder rcgionaloricn tiert gebildeten Gesehäftsbereiche in bestimmten Funktio­
nen, also das Erbringen von Dienstleistungen rur diese Geschäftsbereiche, danelJ.cn das 
Leisten von S t~bsdicnsten fiir du M:tnagement ... nd die Wahrnehmung von l'l:r.n ... ngs· 
funktionen gcgenülJ.c r den Geschäftsbereichen. O:r.mit ist du rechnerische oder organi' 
satorische Abgrenzen von Zentra l' oder J1unkt io n ~bereichen abcr etwas gr ... ndsätzlich 
:r.ndercs als die rechnerisehc lIerauslösung cinzcln~r Produktionsfak toren , die von prO­
duktorientie rt gebildeten Geschäftsbereichen unmittclbar bei deren Leistungserstellung 
gen ... tz! werden (e twa I'ertigungsaggrcgate, Eins:l t1.m3terial, in der rertigung bcseUftigtes 
Personal). 

\ 

b) Die l'rob lematik der Zurecbnung von Aufwendullgell ,,,,d ErtriigcII 

In de r DIl findet in besonders hohem Maße ve rbundene Leistungscrstell ... ng statt. Der 
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Verbund entrcckt sich .bbei sowohl auf die Vorhaltung der IX'uiebsbcrcil$chaft, \lIner 
anderem :tuf die Vorhahung der Fahrwege, als auch auf dil: Nun.ung dieser Ikrcitsehaft. 
Derselbe ProduklionsfaklOr d ient zeitlich nachdn.1.nder wie auch im selben Zeitpunkt 
der Produktion \'crschicdencr Vcrkchl'$leislun~n . 

Bei de r OB fallen also in großem Umfange (ech te) GcmcinkoMcn und Gcmcin:l.u fwen­
dungen an. Dies gilt ganz besonden für d ie Kennzeichnung der KoS(en und Aufwendun­
gen 3.us de r Sicht der eintelrum Vcrkchrsh:istungcn, al. .. : . aueh aus der Sicht vOn Ver' 
kchrslcistungsgruppcn. Mit ande ren Wan en in ein erheblicher Teil der Kosten und Auf­
wendungen der OB durch EntSCheidungen ausgelöst, die einzelne Vcrkchrskistungcn 
oder "inzdne Vcrkchrslcistungsgr",ppcn jeweils nur gcmcinnm mit wei teren betreffen 
und d~her nieht für c:in:telne VerkehrsleislUngen oder Verkehrsldstungsgruppcn erf~ßt 
und diesen zugerechnet werden ki,innen. 

Nichl einm~1 die llemessung der GCS;J.mtkoJten einzelner Perioden - ohne Zuord n ... ng ~uf 
einzelne Verkehrslcistungen ... nd Verkehrsleiml!'lgssruppcn - ist in cinde ... tiger Form 
möglich. Viele A ... s.zahl ... ngen zum Erwerb von I' rod ... ktionsfaktorcn f;ihren z ... Nutzungs. 
möglichkeiten. d ie über mehrere, oftmals im vorhinein nicht bekannte Perioden zur Ver­
fügung stehen (A ... fbau von lJelricbshcreinchaft); folgerichtig ist ihre willkürfreie Zurech· 
nung zu einzelncn Perioden ausgeschlossen. 

Darüber hinaus ist für die Oll auch ein erheblicher Nachfrageverbund kennzeichnend. 
i)emelllsprechend haben viele Erlöse und Erträge den Charakter von Gemeinerlösen 
und ·erträgen ... nd sind daher nicht isol iert einzelnen Verkehrsleistungen oder Verkehrs· 
leistungsgr ... ppen zurechenbar. 

Aus dem Dargestellten folgt. d:lß es ohne Willkür nicht möglich ist. aUe erwarteten oder 
angdallenen Aus.:ahlungen als A ... fwendunge n und Ert rage einzelnen betriebliehen Lei· 
stung5" und/oder Fu nktionsbercichen der Oll zuzurechnen und auf dieser Grurullage 
Nettoergebnisreehnungen aufz ... stellen~ enuprechendes gil t für Kosten und Leistungen. 
Die von der OB vorgelegte rechnerische Trennung des Ergebnisses gemiß Gewinn- oder 
Verlustrechnung ist jedoch unter lI inwcgsetz ... ng über d iese Probleme ~Is Nettoergebnis­
rechnung aufgeb~ "'L Ihre A ... mgckraft ist daher schwerwiegend beeint richtigt. 

Ein kkiner Ausschnitt der genannten Schwierigkeiten scheint im H.cricht der Treuarbc it 
AG vom 3. I. 191:15 auf, wenn dort unter Tz. 53 f. über d ie Probleme berichtet wird, 
Iktriebserlöse :r.us im Schienen ve rkehr erbrachten Personenverkellrsleistungen auf Scllie­
nenn~h· und ·fernverkehr und d~mit :r.uf den gemein· und den eigenwiruch:r.fdiehen Be' 
reich ~ufzute ilen. 

c) Eilludfragell ~ur Metbodik der TremlU"gsrecbnu"g 

Ober die im vOT3ngcgangenen Abschnitt erörterten GrundS;J.t2fngcn hinaus wirft die 
Trennungsrechnung der Oll mehrere Fragen zur Methodik au f. Teilweise sind sie unab· 
hängig davon. ob die Trennunguechnung in Form einer Nettoergebnisrechnung oder statt 
dessen als m~hrsl\l figc l)cckungsbeitragsrechnung konzipiert ist. Auf diese Fragen möchte 
d ie Gruppe Verkehrswirtschaft des Wisscnschaftlichen Ileirats gegenwärtig jedoch nicht 
eingehen. da sie im Vergleich zu den Gr ... ndsatzproblemen nachrangiger Natur sind ... nd 
eine Ikhandlung zweckmiißigenvdse erst dann erfolgt. wenn Einmütigkeit in de r Ileant· 
wOllung der Grundsatzfragen erzielt ist. 



--

IlingewieKn sei auf . 
die Abgrenzung des Fah!Wcgs, insbesondere die Z~ordnung der A~lagen zur Strom' 
umwandlung und ·%ulcitung und der Straßenanlagen m Uahnhofsberelchcn, 

die Abgrenzung des eigen' und des gemeinwiruchaftliehen 6<:reiehs im einulnen, 
insbesondere die Zuordnung von kombinie rtem ladungsverkehr einerseits und 1'er­
sonennall\'erkehr auf der Schiene andererseits, 
die Abkitung der veröffentlichten Trcnnungsreehnung 'unre r Rückgriff auf vorläufige 
statistische Werte sowie auf Ergebnisse der Gesamtkostenrechnung des jeweils voran· 
gegangenen Geschäftsjahres (soweit nicht die oben behandel ten Grundsatzfragen be· 

riihrt sind), 
Einzclprobleme der Kostenrechnung der DB, die se lbst dann zu erörtern blieben, wenn 
die Entscheidung der DU für eine NettOergebnisrechnung akzeptiert würde (vgl. die 
Hinweise der Treuarbeit AG. Tz. 46), 
die Zuordl\Ung eines Teils der erlössteigernden Bundesleistungen zum Fahrwegbereich, 
obgleich die ßundesleistungcn groß teils zum Ausgleich der KoStenunterdeckung im 
Bereich einzelner Verkehrs1cistungs· oder Kundengruppen oder Regioncn gew3hrt 
werden (vgt. Uedcht der Trcuarbcit AG, Tz. 47 f.). 

Von größerer Bedeutung könnte für das in der Trennungsrechnung der OB 3\lsgcwiesene 
Ergebnis die Behandlung der Investitionszuschüsse des Bundes sein, ohne daß dies jedoch 
für den Außenstehenden im einzelnen nachpriifbar ist. Diese InvcStitionszuschüsse werden 
im J ahresabschluß der DB nicht dazu verwendet, die Anschaffungskosten der mit llilfe 
dieser ZU$Chilsse beschafften Anlagcgcgenstiinde zu kürzen; vielmehr werden sie auf 
Weisung des Bundes seit 1977 den ausgewiesenen offenen Rücklagen zugeführt, vorher 
dem Grundkapital (1984: Zuf'Ohrung um 3,17 Mrd. DM). Demenuprechend filhren die 
vom Bund gewährten In\'Cstitionszuschüsse nicht zu einer Minderung der als Aufwand 
angesetz ten Abschreibungen auf Anlagcgcgenstande. Es werden also höhere Anlageab­
schreibungen als Aufwand gezeigt, als sie sich jedenfalls auf der Grundl:rge der von der 
DU $Clbsr aufzubringenden Invcstitionsauszahlungen ergeben. Angesichu der Ilöhe der 
in den le tzten Jahren gewahrten InvcSlitionszusehiisse dürfte die Auswirkullg auf die in 
der Trennungsrechnung :ausgewieseneIl Ergebnisse nicht nUr unerheblich sein (vgl. 1uch 
den Bericht der Treuarbcit AG, Tz. 56). 

11. Möglichkeiten einer nach Verantwortungsbereichen 
differenzierten Erfolgsrechnung 

Der liegriff "TrennungSTechnung" kann jedoch auch im Sinne einer nach Verantwortungs' 
oder Lciuungsbereiehen differenzierten Erfolgsrechnung aufgcf:aßt werden. Derartige 
Rechnungen sind in den letzten Jahrzehnten als Instrumcnte zur Führung, Steuerung 
und Kontrolle entwickelt worden. 

Im folgenden gibt die Gruppe Verkehrswinschaft des Wisscn$Chaftlichen Ueit;l.CS einige 
Anregungen zur Ausgestaltung einer solchen "Trennungsrechnung". 

1. Fürderung der Transparenz und Verbesserung der Steuerung 

Eine recht verstandene und zweckgerecht aufgebaute "T renllungsrcchnung" als I\e· 
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reichsrechnung ist grundsätzlich geeignet, die Cewinn- und VerlustqudJcn der DB nach 
T~[igkeitsfddern und VCOInlworlungsbt;reichen offcnzulegcn und zugleich AUSS<lgcn 
zu liefern, die als zuverlissigc Enuchcidungshilfcn dienen können. 

Angesichts der Größe und Komplexität der DD und der Hetcroi<'nitat ihrer Tätigkeits­
bereiche ist eine nach Märkten, Leistungs- und Venntwortungsbcrcichcn t ie f gegliederte 
Rechnung dringend gebolen. Die in der jetzigen Tr.cnm,lll8,"chnung der DB vorhandenen 
Ansitze miis~n dabei einerseits präzis;"n wado:n - etwa die Abgrenzung der gemein­
wirtschaftlichen und cigcnwirtSChafdichcn Leistungen - , :I.ndcrersciu gilt es, weitere 
und ticfcrgchcndc Glicdcrungskritcricn heranzuziehen, wobei in erheblichem Umbnge 
auf die interne Erlösrechnung zuriickgegriffcn wcrden kann. Wichtig crschcint dabci 
auch die Differcnzierung zwischen eigen· und fremderstelJten Verkehrsleistungen, etwa 
beim Omnibus·Nahl'Crkehr. Weil die filr eine Erfolgsquellen·Analyse und Entscheidungs­
unterstützung notwendigen Krite rien zu Gliederungen führen, die sich nicht immer dek· 
ken können, sollten mehrere nach unterschiedlichen Merkmabhier:archien aufgebaute 
mehrstufige Rechnungen nebeneinander geführt werden. 

Diese Vorgehensweise ist vor allem durch die erw3hnten vielUltigen Verbundenheits· 
buiehungen im Absa~' und Produktionsbcreich sowie die große Produktionstiefe be­
dingt, Eigenarten der DB, die noch weitere wichtige Konsequenzen für eine aussagefihige 
Gestaltung der Bereichsrechnung haben. 

Um auszuscbließen, d:J.ß die Bereichsrcchnung synembcdingtc Fehlbeurtcilungen und 
Fehlentscheidungen auslöst, muß sie nach den Prinzipien einer ents<:hcidungsorientier­
ten relativen Deckungsbcitragsrechnung aufgebaut sein. Nach diesem Konzept dürfcn 
den einzelnen Untersuchungsobjekten jeweils nur solche Einnahmen bzw. Erträge und 
nur solche Ausgaben bzw. Aufwendungen zugerechnet werden, die ausschließlich mit 
dem betrachteten Objekt verbunden sind und nicht zugleich auch gemeinsam mit an­
deren entstehen. 

Grunds3.ttlich ist zu fordern, d:lß jede Leistung oder Lct$tungskombination mindestens 
ihre spezifischen Aufwendungen in voUer Höhe deckt. Ausgaben oder Aufwendungen, 
die für mehrere Leistungen oder Lcistungspotentiale gemeinsam disponiert oder in Kauf 
genommen werden, sind auch durch die Oberschüssc (DeckungWeittägd dieser Leistun· 
gen gemeinsam Zu decken, ohne d:lß es möglich ist, objektiv zu errechnen, wievicl die 
einzelne Leistung dazu beitr:agen ml.lß. Dabei braucht man sich nich t mit einer globalen 
Abdeekung gemeinsamer Ausgaben (Aufwendungen) zu begnügen. Vielmehr ermöglicht 
die Relarivierung der Unterscheidung zwischen Einzel· und Gemeinausgaben (·aufwen· 
dungen) - und analog zwischen Einzel' und Gemeineinnahmen (.ertr~gen) - in Verbin' 
dung mit der Bildung von ßezugsobjekrhierarchien eine stufenweise Abdeckung der Ge­
meinaulgaben ('aufwendungen) durch die lXckungsbeitrlge aller derjenigen untergeord· 
neten llezugsobjckte, fü r die diese entstanden sind. Enl5prechend werden auch die für 
die untergeordneten Bezugsobjekte gemeinsam entstandenen Einnahmen (Erträge) Stu' 
fenweise einbezogen. 

Das Kontept einer solchen mehntufigen Deckungsbeitragsrechnung ist der DB nicht 
fremd; für interne Zwecke wurde es - zumindest in einer auf Produkurten ausgerieh' 
tetcn Hierarchie - vor Jah ren entwickelt. Auch die derzclt im Geschiiftsbericht der OB 
veröffcntlichte Erfotgsübersicht kann als ein erster Schritt in Rkhtung einer grob zwei· 





Summary 

Tbc WUlOe ntehaflllche Ikint is criticaUy disalssilll; the propogl 10 introduce I lO<aUed "1Oe~attd 
ealcubtlon" into the Deut..:he Bunde5bahn. A tepll"lled (21CUbllon would p'eKIII the profit and 
Ion nu.ment dil"fc,entbted aa:o,ding to ~I neids ot Ictmtie$. Tbe ficlch ofaet lvities ... hi<:h ue 
10 ~ laken InlO considenlion Ue the com"",.cial sc:etor, Ihe public scnrice Ketor and Ihc ,ove' ... 
"",ni Ketor (infrastructurc). 8y muni oe these qu.anlific:nlon approxhes the OB is 10 ~ lelleYed 
oC lhe rlNndal KlopÖndbmty for the .aU Mrworlc am! IUannlCOd a fuD compengtlon fot pncr.al 
publk: Knr\c:e oblIplIon$. Tbc shoflcominJ;s of I scp3r:ncd ealcub tion Me seen in Ihc !pUllln, up 
ot Ihe Oeldl of Ict;"itlcs of the OB, in the problem of as1lgniRl Ihe ellpcndituru Ind .elurns. as 
weil II In quellIons of methodoJoclcal debil$. 

Tbc WlsKnsc:haCllk:he Bdnt adVot:ltes a Curthe. deYClo pmenl of the lCp3nted uleubtlon Ln thc 
$Cnse of I profit Ind Ion account ditf.rentbled acx:onllnl to campeten.es and ficlds ot activltle$. 
Tbls would r.alse the t,all$paI"cney, imp.o-..: the oonlrol or the oomp3ny and st.cn&then the lenenl 
.nd p3f11al compc tencu Thc .evlsion of thc OB accountinl system, which Is presenlly undctway, 
Is 10 bc Intenslflcd in the directlon of Idcntificalion, pbnning and controlln Ihe short tun anti ,ebted 
10 COlt «nlen and flclds ot ,ct"'IUes.. 

Die Entwicklung des AUlOmobils -
ist e in Systemmanagemem mit Individualverkehr vereinbar? 

VON AelllM D1EKMANN, FKA1\'KFURT AM MA IN 

I. 

Du Automobij nimmt heute als Verkeh.smiueL wdtweit <=ine beherrschende Stellung ein. 
Es erfreut sich in Indusrrie ·, Schwellen- und EnlwkklungsHindcrn gleichermaßen hoher 
WertschätZung. Sie beruht u. a. auf der Flexibilitit seiner Eins.uzmögliehkeilen und der 
Indivitlualilär des Tnnsportvorgangs, die es gewährleistet. Diese Eigenschaften unter­
scheiden eS von dtn an Fahrplane und Schienen gebundenen öffentl ichen Verkehrs­
mitteln. 

In der Uundcsrepublik verfügen heute 80" aller lIaushalle über mindestens einen Pkw. 
90 % :l1ler Fahrleistungen im Personenverkehr werden hien.ul.;tnde mit dem Pkw oder dem 
Omnibus abgewickelt. Im Gütervtrkehr bewältigt der Lkw mitt lerweile 80 % alle r Tr~ns· 
portvorgange und S2 % der T ransporILeistung. In anderen hochentwickelten Ländern 
liegen d ie Verhäl tnisse !ihnlich. 

Die Vielzahl der T ransportleistungen, für die das Automobil in Anspruch genommen wi rd, 
die Universalität seiner Nutzung also, wirft freilich gerade in den hochmotorisierten 
Undern d ne Kcihe von Problemen auf. Die kritische Auseinandersetzung mit dem 
Unfa llgcschchen im Straßenverkehr, den Umweltbclastungen durch Autoabgasc und Lärm 
und dem mit dem Straßenbau verbundenen Landschlftsverbrauch untersI reichen dies. 
Ocr IndiviJualverkehr ab Mauenphänomen tilhr! a"dcrn zu uitwei .. n und regionalen 
Oberbstungen der verfügbaren Infrastruktur und erfordert Eingriffe in dcn Verkehrs­
abhuf. die den Gestaltungs- und Enucheidungsspielraum des einzelnen Kn.(tfahrcr5 
einengen I). 

So gesehen erscheint die Fnge nach den möglichen Folgen eines weiteren für die Zukunft 
z u erwartenden Anstiegs der Verkehrsdichte du rchaus berechtigt. Wird dieser Anstieg ein 
noch weiter gehendes Systemmanagement im Straßenverkehr nach sich ziehen und wäre 
dies mit dem Grundged:l.nken einer individuellen Nutzung des Automobils dann noch in 
Einklang zu bringen? 

11. 

Diese I'ragcsldlung verdeutl icht das Ausmaß des Wandds. den der motorisierte Stnßen· 
verkehr im uufe der vergangenen 100 Jahre, vor allem aber in den Jahn.ehnten nach dem 
2. Weltkrieg erfahren h:u. Während der ersten Jahrzehnte der Motorisierung des Straßen-

AmdJlifl der VU!QSMn:: 

Or. Achim Diekmann 
Verb~nd de r Automobillndullrie (VDA) e. V. 
WeilcOtl$lr:lße 61 
6000 !'.ankfur! 11 

1) Vgl hie rzu Weber, 11' •• Technik und SICherheit in dcr dcutschen Ind u5IrieseseUschaft 1850 bis 
1930. FcslKhrift ~um 100-j51uigen Bestehen der VdTOV, S. 1S0ff. 


